
In diesem und im nächsten Jahr stehen be-
deutsame Jahrestage auf der politischen
Tagesordnung. 40 Jahre »1968«, 60 Jahre
Bundesrepublik Deutschland sowie 20 Jah-
re friedliche Revolution und Mauerfall in
der DDR. Das Thema »1968« steht derzeit
im Mittelpunkt öffentlicher Aufmerksam-
keit, meist jedoch in einer oberflächlich
voyeuristischen Darstellungsweise, in dem
sich das Bildmaterial meist auf nackte
Frauen (»Freie Liebe«) und viel Blut (Ben-
no Ohnesorg,RAF-Terror) reduziert.Dem-
gegenüber fällt die historische Einordnung
der friedlichen Revolution und der Jubi-
läumsfeier der Gründung der Bundes-
republik bislang geradezu marginal aus. Es
klingt daher fast wie eine Drohung, wenn
Guido Knopp in den Medien ankündigt, er
würde sich verstärkt der jüngeren deut-
schen Geschichte widmen. History sells.
Doch diese pop-populäre Darreichung
wird der wahren Bedeutung der Jahrestage
nicht gerecht. Weil die Geschichte erneut
zu einer zentralen Disziplin in den Geistes-
und Sozialwissenschaften aufgestiegen ist,

wird Vergangenheitsdeutung heute wieder
zunehmend Zukunftsdeutung. Im Ge-
samtbild geht es um zwei Fragen: Welche
politische Kraft verkörpert die Geschichte
der Bundesrepublik? Und wer steht für ei-
ne positive politische Perspektive Deutsch-
lands? 

Insbesondere die Konservativen müh-
ten sich seit einiger Zeit, eine geistig-mora-
lische Wende zu inszenieren und das sozial-
liberale Projekt der Bundesrepublik in Fra-
ge zu stellen. Als wichtigster Angelpunkt
diente hier gerade »1968«: Versucht wurde,
das Datum aus dem Zeitkontext von
Auschwitzprozessen, Vietnamkrieg und
Kuppeleiparagraf herauszulösen und die
Bewegung auf eine (links-)radikale Min-
derheit der Studentenbewegung zu redu-
zieren. Zwar ist die erste Runde des Kul-
turkampfes in der Causa Joschka Fischer
gescheitert, doch wird weiterhin das Ziel
verfolgt, alle negativen gesellschaftlichen
Phänomene der Jahrhundertwende wie
Jugendkriminalität, Kinderverwahrlosung
oder gesellschaftlicher Egoismus auf die
68er abzuwälzen. Innerhalb dieser Ausein-
andersetzung um die geschichtliche Deu-
tungshoheit und die Formulierung politi-
scher Zukunftsentwürfe hat jedoch der
moderne Konservatismus ein Problem: Er
hat 2005 nicht nur den sicher geglaubten
Wahlsieg und seine strukturelle Mehrheits-
fähigkeit eingebüßt, sondern ebenfalls ist
seitdem das neoliberale Menschenbild und
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Wirtschaftsmodell unter Beschuss geraten.
Mit der Hessen-Wahl am 27. Januar erlitt er
eine zweite Niederlage, als der rechtskon-
servative Wahlkampf eines Roland Koch
gegen SPD,Grüne und die »Kommunisten«
scheiterte. Es zeigt sich zunehmend, dass
die Grundlagen neokonservativer Politik
bedroht sind: Soziale Ungleichheit ist heute
zum zentralen Thema der politischen Aus-
einandersetzung geworden; gleichzeitig
lehnen die Wähler platte rechtskonservati-
ve Kampagnen ab.

Chamäleon-Konservatismus

Der moderne Konservatismus versucht seit
diesen beiden Schocks sein Gesicht zu ver-
ändern. Angeführt von der CDU-Vorsit-
zenden Angela Merkel wird ein »Chamä-
leon-Konservatismus« inszeniert, der es
der Union im tagespolitischen Geschäft
möglich macht, sich geschmeidig anzupas-
sen. Weiterhin dominieren zwar wirt-
schaftsliberale und konservative Politik-
ansätze, doch gerade die CDU-Vorsitzende
wechselt im Zweifelsfall Standpunkte je
nach Situation. Nicht zufällig ist daher der
weitgehende Verzicht auf ideologiepoliti-
sche Militanz bei der CDU-Vorsitzenden
im Rahmen der geschichtspolitischen Aus-
einandersetzung zu beobachten, um durch
eine solche unglaubwürdige und doch an-
scheinend erfolgreiche Strategie der Unein-
deutigkeit die Mitte zu gewinnen. Sie ver-
einnahmt daher die Gründung der Bundes-
republik 1949 für die CDU genauso unver-
froren wie die Politiker Kurt Schumacher,
Willy Brandt oder Helmut Schmidt, wie
man in einem Interview im Magazin der
Süddeutschen Zeitung vom 28.02.2008 ent-
nehmen kann. »Bei uns zu Hause wurden
Brandt und Helmut Schmidt bewundert,
aber ich habe mit Erstaunen später gelernt,
dass für große Teile der westdeutschen Lin-
ken Helmut Schmidt offensichtlich eine Art
Feindbild gewesen ist. Das passte nicht mit
meinem Erleben der Zeit zusammen.« Im

Interview lässt Angela Merkel tief blicken:
Auch sie habe Bob Dylan gehört und war
zudem – wenn natürlich in legaler Weise,
wie sie betont – Hausbesetzerin in der da-
maligen DDR. Und auch der Gedanke, »die
Vergangenheit und den Nationalsozialis-
mus aufarbeiten zu wollen«, erschien ihr
laut Interview »richtig« zu sein. Dies alles
erinnert zwar sehr an Friedrich Merz, der
einmal betonte, auch er sei mit dem Mofa
durch das Sauerland gerast. Doch gelingt es
der CDU-Vorsitzenden deshalb, sich auch
als »68erin« zu gerieren, weil sie einerseits
als Ostdeutsche an den ideologischen De-
batten in der Bundesrepublik nicht beteiligt
war, anderseits ihre Äußerungen von den
Medien nicht hinterfragt werden.

Es gehört zu den Eigenarten des »Cha-
mäleon-Konservatismus«, dass Merkel
gleichzeitig nicht den polarisierenden Ge-
schichtsbildern in ihrer Partei wider-
spricht. Dies kann sie allein aus machtpoli-
tischen Gründen nicht wollen, so dass etwa
auf dem CDU-Parteitag in Hannover das
Schreckbild des »Sozialismus« an die Wand
gemalt wurde. Sie ließ auch Roland Koch
im Wahlkampf gegen »1968«, DDR-Nostal-
gie und Rückwendung zum Sozialismus
schimpfen und wehrte sich bislang nicht
gegen die Polemik ihres Wunsch-Koali-
tionspartners, der FDP, deren General-
sekretär Dirk Niebel die Große Koalition
mit der Nationalen Front der DDR verglich,
oder deren Vorsitzender Guido Wester-
welle im Handelsblatt »staatliche Mindest-
löhne und Höchstlöhne« als einen »Vor-
schlag der Einheitslöhne« und eine »Plan-
wirtschaft wie in der DDR, bloß ohne
Mauer« diffamierte.

Mobilisierende DDR-Romantik

Doch auch die Linkspartei versucht die ge-
schichtspolitische Debatte für ihre Zwecke
zu nutzen: Ihre ostdeutsche Vergangenheit
als SED-Nachfolgepartei wird zunehmend
unwichtiger, gleichzeitig wird die DDR in

F O R U M S O Z I A L E D E M O K R AT I E

N G | F H   5 | 2 0 0 8 5 9



den Neuen Bundesländern immer stärker
als »normales« und »sozialeres« Deutsch-
land wahrgenommen. Nach einer Umfrage
der FU Berlin unter Schülern aus Berlin,
Brandenburg, Nordrhein-Westfalen und
Bayern trauten nur 17 Prozent der DDR die
Todesstrafe zu, und mehr als 40 Prozent der
Schüler glaubten, die Umwelt sei in der
DDR sauberer gewesen als im Westen. Fast
70 Prozent der Schüler aus Brandenburg
stellten fest, die Bundesrepublik sei vor
1989 nicht besser oder der DDR gleichwer-
tig gewesen. Mehr als die Hälfte der Schüler
stimmte der Aussage zu, »die DDR war kei-
ne Diktatur, sondern die Menschen hätten
sich nur wie überall anpassen« müssen. Die
Linkspartei nimmt solche Linien gerne auf,
bilden doch einerseits ehemalige SED-
Funktionäre immer noch eine wichtige Un-
terstützergruppe, andererseits sind west-
deutsche Linkspartei-Mitglieder, wie der
hessische Landtagsabgeordnete Manfred
Sohn, von der DDR als dem besseren
Deutschland sogar zutiefst überzeugt: »Die
DDR war 40 Jahre lang der friedlichere und
sozial gerechtere Teil Deutschlands« (Ta-
gesspiegel, 29.01.2008). Besonders Lafon-
taine macht aus dieser Melange aus DDR-
Relativismus ein populistisches Programm:
Er mobilisiert durch eine positive Bewer-
tung der DDR die ehemaligen SED-Eliten
und spricht zugleich die Wendeverlierer
und -kritiker in den Neuen Bundesländern
an. Lafontaine schrieb in einem Vorwort
für eine Biografie über den ehemaligen

Vorsitzenden des Ministerrates der DDR,
Hans Modrow,die DDR habe »Beachtliches
geleistet: Vom Arbeitsgesetzbuch (das in
der Bundesrepublik bis heute seinesglei-
chen sucht) über die Volksbildung, die me-
dizinische Versorgung, die Landwirtschaft
bis hin zur Sozialpolitik. Aber es fehlten
Rechtsstaat und Demokratie. Das eine lässt
sich nicht gegen das andere aufrechnen,
und wo die DDR unter ihren eigenen Mög-
lichkeiten und Ansprüchen blieb, da muss
man ihr das stets vorhalten.«

Sozial-liberale Geschichtsdeutung

Zwingend notwendig scheint daher eine
eigene offensive geschichtspolitische Aus-
einandersetzung aus sozial-liberaler Sicht.
»Neue Soziale Marktwirtschaft« der mo-
dernen Konservativen oder DDR? Beides
sind eben keine tragfähigen Zukunftspro-
jekte. Das sozial-liberale Projekt hat die
Bundesrepublik wesentlich geprägt, das
Wort von der demokratischen Neugrün-
dung der Bundesrepublik durch die Bil-
dung der sozial-liberalen Koalition 1969
machte gar die Runde.Auch die errungene
Freiheit vor der Einheit in der friedlichen
Revolution in der DDR hängt hiermit zu-
sammen. Das Ergebnis kann man heute
betrachten: eine in vielerlei Hinsicht so-
zial-demokratische Republik, die eine po-
sitive politische Perspektive für Deutsch-
land bildet.
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Richtigstellung

Der Druckfehlerteufel erwies sich in der letzten Ausgabe als kleiner, doch besonders tücki-
scher Dämon, der mit zwei Buchstaben den Sinn verkehrte: Der Text von Wolfgang Thierse
muss selbstverständlich lauten: »Oder sie (die SPD) unterwirft sich die Linkspartei und
zwingt sie zu vernünftiger, realitätstauglicher, also sozialdemokratischer Politik.«




